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9 5 . Notenwechsel über die Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen am Grenz-
übergang Passau- Voglau

9 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 10. Feber 1981 betreffend die Ratifika-
tion des Europäischen Übereinkommens über
die Adoption von Kindern vom 24. April

1967 durch Griechenland

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat Griechenland am 23. Juli 1980
seine Ratifikationsurkunde zum Europäischen

Übereinkommen über die Adoption von Kindern
(BGBl. Nr. 314/1980, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 17/1981)
hinterlegt und dabei den Vorbehalt erklärt, die
Bestimmungen des Art. 12 Abs. 2 des Überein-
kommens nicht anzuwenden. Das Übereinkom-
men ist für Griechenland gemäß seinem Art. 21
Abs. 3 am 24. Oktober 1980 in Kraft getreten.

Kreisky

93.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN ZWISCHEN
DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH U N D DER EURO-
PÄISCHEN WELTRAUM-

ORGANISATION

Die Republik Österreich

und

die Europäische Weltraumfor-
schungs-Organisation, die durch
das am 14. Juni 1962 in Paris
zur Unterzeichnung aufgelegte
Übereinkommen gegründet
worden ist und ihre Tätigkeit
seit dem 31. Mai 1975 unter dem
Namen Europäische Weltraum-
organisation ausübt (im folgen-
den „die Organisation" genannt)
und deren Rechte und Ver-
pflichtungen von der Organisa-
tion bei Inkrafttreten des Über-

14 67
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einkommens vom 30. Mai 1975
über die Errichtung einer Euro-
päischen Weltraumorganisation
übernommen werden —

IN DER ERWÄGUNG, daß
die Republik Österreich und die
Organisation gewillt sind, ihre
ausschließlich friedlichen Zwek-
ken dienende Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Weltraum-
forschung, der Weltraumtechno-
logie und ihrer weltraumtechni-
schen Anwendungen zu verstär-
ken;

EINGEDENK dessen, daß die
Republik Österreich am Space-
lab-Programm und am Pro-
gramm für fortschrittliche Sy-
steme und Technologien (ASTP)
der Organisation sowie an den
Studien für ein Programm zur
Entwicklung einer schweren
Plattform und einer Nutzlast
(H/SAT) teilnimmt;

IM HINBLICK AUF den An-
trag der Republik Österreich
auf assoziierte Mitgliedschaft in
der Organisation und in der Er-
wägung, daß der Rat der Orga-
nisation diesen Antrag ange-
nommen und dabei den Wunsch
geäußert hat, daß die Republik
Österreich vor Ablauf dieses Ab-
kommens erwägt, dem Überein-
kommen vom 30. Mai 1975 über
die Errichtung einer Europäi-
schen Weltraumorganisation (im
folgenden „das Übereinkom-
men" genannt) beizutreten;

GESTÜTZT AUF Arti-
kel XIV Absatz 3 des Überein-
kommens; 1)

GESTÜTZT AUF die der
Schlußakte der Bevollmächtigten-
konferenz zur Gründung einer

1) Artikel XIV Absatz 3:
„Diese Zusammenarbeit kann

auch in Form einer Verleihung der
Rechtsstellung eines assoziierten
Mitglieds an Nichtmitgliedsländer
geschehen, die sich verpflichten, zu-
mindest zu den Untersuchungen
zukünftiger Vorhaben nach
Art. V, 1 a i beizutragen. Die ein-
zelnen Bedingungen jeder assoziier-
ten Mitgliedschaft werden vom Rat
mit Zweidrittelmehrheit aller Mit-
gliedsstaaten festgelegt."
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Europäischen 'Weltraumorganisa-
tion beigefügte Entschließung
Nr. 1 — 2)

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

Gegenstand dieses Abkom-
mens ist die Festlegung der Be-
dingungen für die Assoziierung
der Republik Österreich mit der
Organisation. Sobald sowohl das
Übereinkommen als auch das
vorliegende Abkommen in Kraft
getreten sind, wird die Republik
Österreich als assoziiertes Mit-
glied der Organisation im Sinne
von Artikel XIV Absatz 3 des
Übereinkommens betrachtet.

Artikel 2

(1) Die Republik Österreich
beteiligt sich an den allgemeinen
Studien für künftige Vorhaben,
die Teil der grundlegenden
Tätigkeiten der Organisation
sind.

(2) Die Republik Österreich
kann nach Einzelvereinbarungen
zwischen den zuständigen öster-
reichischen Stellen und der Or-
ganisation auch an anderen
Teilen der obligatorischen, fa-
kultativen oder betrieblichen
Tätigkeiten der Organisation auf
dem Gebiet des Weltraums in
den Teilbereichen Wissenschaft,
Nachrichtentechnik, Fernerkun-
dung der Erde und Meteorolo-
gie, Geodäsie und Geodynamik,
Transportsysteme und deren
Nutzung, technologische For-
schung und Entwicklung, Biolo-
gie und Medizin, Materialwis-
senschaften teilnehmen.

(3) Die gemäß Artikel 2 Ab-
satz 2 abzuschließenden Einzel-
vereinbarungen haben das Pro-

2) Die Schlußakte sowie die ihr
angeschlossenen Resolutionen be-
treffen vorwiegend die historische
Entstehung des ESA-Gründungs-
übereinkommens und die internen
Angelegenheiten der Organisation.
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gramm, die Verpflichtungen der
vertragsschließenden Parteien,
den Zeitplan sowie den Gesamt-
umfang der finanziellen Auf-
wendungen und die sich daraus
für die Vertragspartner ergeben-
den finanziellen Verpflichtungen
festzulegen.

Artikel 3

(1) Die Republik Österreich
leistet zu den bei der Durchfüh-
rung der allgemeinen Studien
nach Artikel 2 Absatz 1 entste-
henden Kosten einen Beitrag,
dessen Höhe gemäß Artikel XIII
Absatz 1 des Übereinkommens
auf der Grundlage ihres mitt-
leren Volkseinkommens berech-
net wird.

(2) Die Republik Österreich
leistet jährlich einen Beitrag von
1 Prozent zum Nettobetrag der
im allgemeinen Haushalt der
Organisation ausgewiesenen fest
zugeordneten gemeinsamen Ko-
sten. Dieser Beitrag wird ab
1. Jänner des auf das Inkraft-
treten dieses Abkommens fol-
genden Jahres entrichtet. Vom
Zeitpunkt des Inkrafttretens des
vorliegenden Abkommens wird
dieser Beitrag die Beiträge der
Republik Österreich zu den im
allgemeinen Haushalt der Orga-
nisation ausgewiesenen fest zuge-
ordneten gemeinsamen Kosten
ersetzen, die in Erfüllung der
zwischen der Republik Öster-
reich und der Organisation ge-
schlossenen Abkommen, welche
die Teilnahme an bestimmten
Programmen und Aktivitäten
der Organisation regeln, gelei-
stet wurden. Folglich vermin-
dern sich die von der Republik
Österreich zu den genannten
Programmen und Aktivitäten
auf Grund der entsprechenden
Abkommen geleisteten Beiträge
um jenen Betrag, der als Bei-
trag zum Nettobetrag der im
allgemeinen Haushalt der Orga-
nisation ausgewiesenen fest zuge-
ordneten gemeinsamen Kosten
vorgesehen ist. Der oben ge-
nannte Prozentsatz wird in
gegenseitigem Einvernehmen ge-
ändert, um Änderungen in der.
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Beteiligung der Republik Öster-
reich an den Aktivitäten und
Programmen der Organisation
Rechnung zu tragen.

(3) Die in den Absätzen 1
und 2 genannten Beiträge der
Republik Österreich werden
nach den geltenden Vorschriften
und Verfahren der Organisation
angepaßt und entrichtet.

Artikel 4

(1) Die Republik Österreich
kann im Rat der Organisation
durch höchstens zwei Delegierte
vertreten werden, die Berater
hinzuziehen können. Diese Dele-
gierten haben Stimmrecht bei
Fragen im Zusammenhang mit
den in Artikel 2 Absatz 1 ge-
nannten Tätigkeiten der Orga-
nisation sowie den anderen
Tätigkeiten und Programmen,
an denen die Republik Öster-
reich gegebenenfalls später teil-
nimmt und haben bei anderen
Fragen beratende Stimme.

(2) Die Republik Österreich
hat beratende Stimme in allen
nachgeordneten Gremien der
Organisation, die in irgendeiner
Hinsicht für Tätigkeiten zu-
ständig sind, an denen die Repu-
blik Österreich teilnimmt, wenn
diese Gremien die genannten
Tätigkeiten betreffende Fragen
behandeln, und hat Stimmrecht
bei diesbezüglichen Entscheidun-
gen.

(3) Die Republik Österreich ist
in den Programmräten der
Organisation für die fakultativen
Programme, an denen sie teil-
nimmt, vertreten. Die Ausübung
des Stimmrechtes wird in den
in Artikel 2 Abs. 2 genannten
Einzelvereinbarungen geregelt.

(4) Die Republik Österreich
kann beantragen, daß sie in den
Sitzungen aller nachgeordneten
Gremien, Arbeitsgruppen oder
Programmräte durch Beobachter
vertreten wird, wenn andere
Fragen behandelt werden.

68
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Artikel 5

(1) Vorbehaltlich der in Arti-
kel 2 Absatz 2 genannten Ein-
zelvereinbarungen bemüht sich
die Organisation, der Republik
Österreich bei der geographi-
schen Verteilung der Arbeiten
für Tätigkeiten, an denen sie
teilnimmt, in gleichem Maße wie
den Mitgliedstaaten einen ange-
messenen industriellen Rückfluß
zu gewährleisten.

(2) Die Organisation wird
österreichischen Experten den
Zugang zu Daten wissenschaft-
licher Satelliten der Organisation
ermöglichen.

Artikel 6

Die Republik Österreich hat
in gleichem Maße wie die Mit-
gliedstaaten Zugang zu den
Informationen einschließlich
Auftragnehmerberichten, die die
Tätigkeiten betreffen, an denen
sie teilnimmt.

Artikel 7

(1) Die Republik Österreich ge-
währt folgende Vorrechte:

a) Werden von der Organi-
sation Käufe von erhebli-
chem Wert getätigt oder
Dienstleistungen von er-
heblichem Wert in An-
spruch genommen, und
steht eine Umsatzsteuer-
entlastung nach den inner-
staatlichen Rechtsvor-
schriften über Ausfuhrum-
sätze nur deshalb nicht zu,
weil die hierfür erforder-
liche Ausfuhr nicht vor-
liegt, so wird die Umsatz-
steuer der Organisation
vergütet. Diese Vergütung
wird unter sinngemäßer
Anwendung jener Bestim-
mungen erfolgen, die für
die Umsatzsteuervergü-
tung an die in Österreich
errichteten ausländischen
Vertretungsbehörden gel-
ten.

b) Die Organisation, ihr
Vermögen und ihre Ein-
künfte sind von der direk-
ten Besteuerung befreit.
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c) Bedienstete der Organisa-
tion sind von der Be-
steuerung der Gehälter,
Bezüge, Vergütungen und
Ruhegenüsse, die sie für
gegenwärtige oder frühere
Dienste für die Organi-
sation erhalten, befreit;
diese Befreiung erstreckt
sich auf Unterstützungen
an die Familienangehöri-
gen der Bediensteten.

d) Gegenstände, die von der
Organisation oder für sie
für ihre amtliche Tätig-
keit ein- oder ausgeführt
werden, sind bei der Ein-
oder Ausfuhr von Zöllen
und anderen Abgaben so-
wie von wirtschaftlichen
Einfuhrverboten und -be-
schränkungen befreit.

e) Der Verkehr von Ver-
öffentlichungen, Doku-
menten und Informations-
material der Organisation
in Österreich unterliegt
keiner Beschränkung.

(2) Sofern die Organisation
beschließt, zur Ausübung ihrer
amtlichen Tätigkeit eine stän-
dige Einrichtung in Österreich
zu errichten und zu benützen,
werden die diesbezüglichen
Privilegien und Immunitäten
gesondert vereinbart werden.

Artikel 8

Die Republik Österreich
notifiziert dem Generaldirektor
den Namen der Behörde, die be-
auftragt ist, sie bei der Durch-
führung dieses Abkommens zu
vertreten, sowie die Namen der
Delegierten und Berater, die die
Republik Österreich in den in
Artikel 4 genannten Gremien
vertreten.

Artikel 9

Die Republik Österreich be-
müht sich, die weltraumtechni-
schen Anlagen und die welt-
raumtechnische Kapazität der
Organisation und ihrer Mit-
gliedstaaten sowie die von der
Organisation und ihren Mit-
gliedstaaten entwickelten welt-

69
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raumtechnischen Erzeugnisse so-
weit wie möglich und vor-
rangig für ihre eigenen Zwecke
zu nutzen. In gleicher Weise
bemühen sich die Organisation
und ihre Mitgliedstaaten, so-
fern möglich, österreichische
weltraumtechnische Anlagen,
Kapazitäten und Erzeugnisse
für ihre Zwecke zu nutzen.

Artikel 10

Die Republik Österreich und
die Organisation untersuchen
gemeinsam alle den Bereich des
Weltraums betreffenden Fragen,
die von beiderseitigem Inter-
esse sind, und tauschen allge-
meine Informationen über ihre
Weltraumprogramme und -vor-
haben aus, um die für eine Ko-
ordinierung und Zusammen-
arbeit in Frage kommenden Be-
reiche zu ermitteln. Sie tauschen
ferner nach Maßgabe ihrer Vor-
schriften wissenschaftliche und
technische Berichte aus, die sich
bei ihren Weltraumtätigkeiten
ergeben.

Artikel 11

Die Regierung der Republik
Österreich und die Organisation
können dieses Abkommen an-
hand der gewonnenen Erfahrung
in gegenseitigem Einvernehmen
ändern.

Artikel 12

Jede Streitigkeit über die An-
wendung oder Auslegung dieses
Abkommens, die nicht gütlich
zwischen den Parteien beigelegt
werden kann, wird auf Antrag
einer Vertragspartei einem
Schiedsgericht zur endgültigen
Entscheidung unterbreitet. Das
Schiedsgericht besteht aus drei
Schiedsrichtern. Ein Schiedsrich-
ter wird von der Republik
Österreich, ein weiterer von der
Organisation bestellt. Der dritte
Schiedsrichter, der den Vorsitz
führt, wird von den ersten bei-
den Schiedsrichtern gewählt. Er-
nennen die Vertragsparteien
den von ihnen zu bestellenden
Schiedsrichter nicht innerhalb
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von sechs Monaten nach dem
Tag, an dem das Schiedsgerichts-
verfahren beantragt wurde, so
wird der Schiedsrichter, oder
werden die Schiedsrichter, je
nach Lage des Falles, auf Antrag
einer Vertragspartei vom Gene-
ralsekretär der Vereinten
Nationen bestellt; ist innerhalb
von sechs Monaten nach Ernen-
nung oder Bestellung der beiden
ersten Schiedsrichter nicht der
dritte Schiedsrichter ernannt
worden, so wird dieser auf An-
trag einer Vertragspartei vom
Generalsekretär der Vereinten
Nationen bestellt. Das Schieds-
gericht bestimmt sein eigenes
Verfahren.

Artikel 13

Dieses Abkommen tritt am
ersten Tag des dritten Monats
nach dem Tag in Kraft, an dem
die Vertragsparteien einander
mitteilen, daß die für das In-
krafttreten jeweils erforderli-
chen Voraussetzungen erfüllt
sind.

Artikel 14

(1) Dieses Abkommen bleibt
fünf Jahre lang in Kraft. Es
kann vor Ablauf dieses Zeit-
raums von jeder der Parteien
unter Einhaltung einer Frist
von einem Jahr schriftlich ge-
kündigt werden.

(2) Nach dem dritten Jahr ab
dem Inkrafttreten dieses Ab-
kommens oder zu einem von
den Parteien vereinbarten frü-
heren Zeitpunkt überprüfen die
Parteien gemeinsam ihre Zu-
sammenarbeit nach diesem Ab-
kommen und prüfen entweder
die Möglichkeit des Beitritts
der Republik Österreich zum
Übereinkommen oder die Ver-
längerung oder Beendigung die-
ses Abkommens. Wird die Ver-
längerung dieses Abkommens
für einen neuen Zeitraum ver-
einbart, so wird der Beitrag
Österreichs zum Nettobetrag
der im allgemeinen Haushalt
der Organisation ausgewiesenen
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fest zugeordneten gemeinsamen
Kosten auf der Grundlage sei-
nes durchschnittlichen Volks-
einkommens errechnet.

(3) Tritt Österreich vor
Außerkrafttreten dieses Ab-
kommens dem Übereinkommen
bei oder wird die Organisation
aufgelöst, erlischt dieses Ab-
kommen automatisch am Tage
des Beitritts Österreichs zum
Übereinkommen bzw. am Tage
der Auflösung der Organisa-
tion.

Geschehen zu Wien am
17. Oktober 1979

in zwei Urschriften in deut-
scher, englischer und französi-
scher Sprache, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen ver-
bindlich ist.

Für die Republik Österreich:
Dr. Firnberg m. p.

Für die Europäische Weltraum-
organisation:

R. Gibson m. p.

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Art. 13 des Abkommens vorgesehenen Mitteilung wurde
vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Abkommen
tritt gemäß seinem Art. 13 am 1. April 1981 in Kraft.

Kreisky

94.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Republik Österreich und dem Minister
für Verkehrswesen der Deutschen Demokra-
tischen Republik nach Rn. 2010 des ADR
über die Beförderung von Barium- und Blei-
verbindungen der Klasse 6.1, Ziffern 71 und

72, in flexiblen Schüttgutbehältern

(1) Abweichend von den Vorschriften der Rn.
2624 und 2625 der Anlage A des ADR dürfen
Barium- und Bleiverbindungen der Klasse 6.1,
Rn. 2601, Ziffern 71 und 72, unter folgenden
Bedingungen im internationalen Straßenverkehr
befördert werden:

1. Verpackung

1.1 Die Stoffe sind in flexible Schüttgutbehälter
mit einem Fassungsraum von höchstens
1000 Litern zu verpacken.

1.2 Die Behälter müssen den zu erwartenden
mechanischen, thermischen und chemischen
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Beanspruchungen standhalten und dicht sein.
Sie müssen gegen die gefährlichen Stoffe be-
ständig sein. Sie müssen ferner im erforder-
lichen Maße beständig sein gegenüber Alte-
rung und ultravioletter Strahlung.

Diese Anforderungen müssen während der
Gebrauchsdauer erfüllt sein. Die Gebrauchs-
dauer ist vom Hersteller anzugeben. Die
angegebene Gebrauchsdauer darf höchstens
5 Jahre betragen.

1.3 Die Behälter müssen so gebaut sein, daß ihre
gefahrlose Manipulierbarkeit mit Kran und
Flurförderfahrzeugen gewährleistet ist.

1.4 Die Behälter müssen einer Baumusterprü-
fung bei einer im Versandland behördlich
anerkannten Prüfanstalt (Prüfstelle) gemäß
den nachstehenden Bedingungen mit Er-
folg unterzogen worden sein.

2. Vorschriften für die Baumusterprüfung

2.1 Fallprüfung
Je Bauart ist ein mit Original- oder Er-
satzgut gefülltes Prüfmuster bei Raumtempe-
ratur aus einer Höhe von 1,2 m auf die
Bodennaht fallen zu lassen (Aufprallfläche:
waagerechte Betonplatte).

Bei Verwendung von Ersatzgut muß dieses
in seiner Dichte (Schüttgewicht) und in seinen
anderen physikalischen Eigenschaften (zB
Korngröße, Form oder Oberfläche u. dgl.)
dem Originalgut entsprechen.

2.2 Chemische Beständigkeit

Die chemische Beständigkeit des Werkstoffes
gegenüber dem Transportgut muß vom Her-
steller oder Verwender nachgewiesen oder
bestätigt werden.

2.3 Prüfbericht

Über die Prüfung ist ein Prüfbericht zu fer-
tigen, der folgende Angaben enthalten muß:

— Hersteller des Behälters,
— Beschreibung des Behälters (zB Art des

verwendeten Werkstoffes, Einfärbung,
Abmessungen, Wanddicken, Gewichte
usw.)

— Fertigungsverfahren,
— zugelassene Füllgüter,
— Prüfergebnis,
— Kennzeichnung sowie
— die bei der Serienfertigung einzuhaltende

Mindestwanddicke,
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3. Kennzeichnung
Jeder entsprechend dem geprüften Baumuster
hergestellte Schüttgutbehälter ist durch

— den Namen oder das Kurzzeichen des
Herstellers,

— die Kurzbezeichnung des Staates, in dem
die Prüfung durchgeführt wird,

— die Kurzbezeichnung der Prüfanstalt
(Prüfstelle),

— die Registriernummer,
— Monat und Jahr der Herstellung,
— die Angabe der Gebrauchsdauer in Mo-

naten oder Jahren sowie
— den vorangestellten Satz: „Füllung mit

Gefahrgut nur gemäß
(Zeichen des Baumusters)."

gut lesbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

4. Besondere Vorschriften
Die genannten Stoffe dürfen in flexiblen
Schüttgutbehältern nur als geschlossene
Ladung befördert werden.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:
„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des

ADR."

(3) Die Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Republik Österreich und der Deutschen Demo-
kratischen Republik bis auf Widerruf durch eine
der Vertragsparteien.

Wien, 1980 09 23

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Berlin, 30. 12. 1980

Die für das ADR zuständige Behörde der
Deutschen Demokratischen Republik:

Dr. Kolloch

Kreisky

9 5 .
Notenwechsel vom 16. Jänner 1981 über die Errichtung vorgeschobener österreichi-

scher Grenzdienststellen am Grenzübergang Passau-Voglau

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

Verbalnote
Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-

reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die

Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundes-
behörden der Bundesrepublik Deutschland in
Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkom-
mens vom 14. September 1955 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über Erleichterungen der Grenzab-
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fertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs-
verkehr *) in der Fassung der Änderungsabkom-
men vom 21. Januar 1975 **) und 16. September
1977 ***) für die Errichtung vorgeschobener
österreichischer Grenzdienststellen am Grenzüber-
gang Passau-Voglau folgende Vereinbarung vor-
schlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Passau-Voglau werden auf
deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September
1955 in der Fassung der Änderungsabkommen
von 1975 und 1977 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar die Gemeindestraße
Obere Voglau von der gemeinsamen Grenze
bis zum Amtsplatz, den das Dienstgebäude
umgebenden Amtsplatz, im Dienstgebäude
die sanitären Anlagen, die Putzkammer und
den Heizungsraum sowie alle Verbindungs-
wege;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume
im Dienstgebäude, und zwar die neben-
einander gelegenen zwei Räume an der
Südwestseite sowie den dazugehörigen
Windfang-Vorraum.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 in der Fassung der
Änderungsabkommen von 1975 und 1977 bildet,
die am 1. März 1981 in Kraft tritt und die
schriftlich auf diplomatischem Wege unter Ein-
haltung einer Frist von sechs Monaten je auf
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden
kann.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß,
die Österreichische Botschaft erneut seiner aus-
gezeichneten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 16. Januar 1981

L.S.

An die
Österreichische Botschaft

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 112.05/100-A/81

V e r b a l n o t e
Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem

Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 16. Januar 1981, 510-511.13/3 OST, zu
bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, (es folgt
der weitere Text der deutschen Eröffnungs-
note) zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen
Amt mitzuteilen, daß die Österreichische Bundes-
regierung damit einverstanden ist, daß die vorge-
schlagene Regelung durch den Austausch der
Verbalnote des Auswärtigen Amtes und dieser
Antwortnote eine Vereinbarung im Sinne des Ar-
tikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 in der Fassung der Änderungsab-
kommen von 1975 und 1977 bildet, die am
1. März 1981 in Kraft tritt und die schriftlich auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den
Ausdruck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, den 16. Jänner 1981

L. S.

An das
Auswärtige Amt

Sinowatz
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